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«Barzahlung bei öffentlichen Leistungen  
(Anti-Diskriminierungsinitiative)» 
 
Auf rein digitale Bezahlmöglichkeiten zu setzen oder das Bezahlen mit Bargeld nur über 
komplizierte Systeme oder Umwege zu ermöglichen, bedeutet automatisch Menschen 
auszugrenzen und zu diskriminieren. Gegen diese in Graubünden auf Staatsebene Realität 
gewordene Entwicklung setzt sich diese kantonale Initiative ein – damit niemand länger 
ausgegrenzt wird! Beides soll möglich sein, wenn Betriebe und Leistungen vom Steuerzahler 
(mit-)finanziert werden: die digitale Bezahlung UND die Bezahlung mit Bargeld.  
 
Immer mehr sind in Graubünden nur noch digitale Bezahlungen im öffentliche Raum möglich, 
sei das im öffentlichen Verkehr, bei öffentlichen Parkplätzen oder bei öffentlichen Toiletten 
– das führt zwangsläufig zu einer Diskriminierung von Menschen, die mit dem digitalen 
Bezahlen überfordert sind oder denen diese Form der Bezahlung nicht zugemutet werden 
kann. Zu diesen Menschen gehören insbesondere ältere Menschen, Menschen mit einer 
(geistigen) Beeinträchtigung und Kinder. Es gibt aber auch eine beträchtliche Anzahl jüngerer 
Menschen, die beispielsweise mit den Venda-Automaten in den Postautos und Bussen 
vollkommen überfordert sind. Steuerzahler dürfen unter keinen Umständen von der 
Teilhabe am öffentlichen Leben ausgeschlossen werden und der Zugang dazu darf ihnen auf 
keinen Fall erschwert werden, schon gar nicht durch Entscheide der Regierung oder von 
Behörden! 
 
Muss man Kindern eine EC-Karte oder ein Smartphone geben, damit sie ein Postauto 
benützen oder damit sie auf eine öffentliche Toilette gehen können? Das geht zu weit. 
Mehrfahrtenkarten beispielsweise sind nur in manchen Situationen hilfreich, das Lösen von 
Billetten am Venda-Automaten kann Kindern nicht zugemutet werden.   



 

 

 
Diskriminiert werden ebenfalls Menschen mit Krankheiten, die Schmerzen, Deformationen 
oder Schwellungen an den Fingern hervorrufen. Oder Menschen mit Erkrankungen, die mit 
Zittern einhergeben. Das digitale Zahlen kann von diesen Menschen nicht erwartet werden.  
 
Diskriminiert werden auch all jene Menschen, die aus Angst vor der realen Cyber-Kriminalität 
nicht digital bezahlen wollen und keine digitalen Spuren zu ihrem Bezahlverhalten 
hinterlassen wollen – Spuren, die von niemandem mehr gelöscht werden können und die von 
Kriminellen für Betrügereien benützt werden können. Auch diese Menschen dürfen nicht vom 
Staat diskriminiert werden.  
 
Hinzu kommen sozial benachteiligte Menschen, die diskriminiert werden, wenn ihnen zum 
Beispiel das Geld für ein neues Handy fehlt, die Apps zum Parkieren nach Updates aber für 
ältere Handy-Modelle nicht mehr funktionieren. Diese Diskriminierung von sozial 
Benachteiligten darf nicht sein und gerade bei Arztbesuchen oder anderen wichtigen 
Terminen ist es wichtig, auch ohne digitale Bezahlmöglichkeiten die gleichen Parkplätze wie 
alle anderen Benützer benützen zu dürfen – das Gegenteil ist heute aber leider bereits 
Realität an vielen Orten in Graubünden.  
 
Einerseits gibt der Kanton hohe Millionbeträge für die Inklusion aus, andererseits grenzt er 
aber durch seine eigenen Entscheide ganze Menschengruppen vom öffentlichen Leben aus 
oder erschwert den Zugang dazu erheblich. Die Parkplätze oder die für sehr viele Menschen, 
nicht nur für ältere, viel zu komplizierten Venda-Automaten in den Postautos und Bussen, sind 
nur zwei Beispiele dafür. Gegen diese Entwicklung setzt sich diese Initiative ein.  
 
Von Seiten der Bündner Regierung heisst es, lediglich 2 Prozent der Postauto-Benützer in der 
Schweiz würden die Billette noch beim Chauffeur mit Bargeld kaufen – was in Graubünden als 
erstem Kanton in der Schweiz jetzt gar nicht mehr möglich ist. 2 Prozent, das klingt nach 
wenig, bedeutet in Zahlen aber für das Jahr 2025 schweizweit mehr als 3,78 Millionen 
Billette, die immer noch beim Chauffeur mit Bargeld gekauft wurden. Oder mehr als 10'000 
Billette pro Tag! Das heisst für jeden einzelnen dieser Menschen, dass sie jetzt unter 
Umständen vor grosse oder unüberwindbare Hürden gestellt werden, um das Postauto, das 
sie mit ihren Steuern mitfinanzieren, benützen zu können.  Graubünden ist ein Postauto-
Kanton, d.h. ein Kanton, in dem das Benützen des Postautos für viele Menschen notwendig 
ist, um ihren Alltag zu bewältigen. Trotz Protesten von mehr als 8'000 Menschen zeigt sich 
die Bündner Regierung nicht einsichtig, obschon es in ihrer Verantwortung liegt, allen 
Menschen den Zugang zum öffentlichen Verkehr und allen weiteren Dienstleistungen des 
Kantons zu gewährleisten. Zudem hat die Einführung vom Halbstundentakt bei den Postautos 
mehr Probleme geschaffen, als was sie gelöst hat: Oftmals viele längere Reisezeiten (z. Bsp. 
dauert die Fahrt Ladir-Bonaduz neu 30 Minuten länger als vorher), sehr viele verpasste 
Anschlüsse, viele (halb-)leere Postautos in den Tälern, die Chauffeure haben keine Zeit für 
Hilfestellung an die Reisenden – und das Ganze bei viel grösseren Betriebs- und 
Personalkosten! 
 
Ein Blick in den Norden Europas würde unseren Entscheidungsträgern zeigen: Waren die 
nordischen Länder lange die Vorreiter im digitalen Bezahlen und wollten das Bargeld ganz aus 
dem Alltag verbannen, macht nun ein Land nach dem anderen eine Kehrtwende. Norwegen 
hat zum Beispiel seit dem 1. Oktober 2024 ein landesweites Gesetz zur Annahmepflicht von 



 

 

Bargeld, nicht nur für staatliche Unternehmen, sondern fast ausnahmslos auch für alle 
privaten Unternehmen im ganzen Land. Dies nicht ohne Grund: Laut der norwegischen 
Regierung sind 600'000 der 5,6 Millionen Einwohner «digitale Analphabeten», also 
Menschen, die mit der Digitalisierung nicht zurechtkommen. Um diese Menschen nicht von 
der Teilhabe am Leben auszuschliessen, wurde das entsprechende Gesetz vom Norwegischen 
Parlament mit sehr grosser Mehrheit gebilligt. Auch Schweden, das wie Norwegen auf bestem 
Weg war, das Bargeld ganz abzuschaffen, hat letztes Jahr eine Kehrtwende gemacht: in Zeiten 
von Cyber-Kriminalität, von hybrider Kriegsführung und von Unsicherheiten bei der 
Stromversorgung könne nicht auf Bargeld verzichtet werden, liess die Schwedische 
Zentralbank verlauten. Und bat zugleich die Bevölkerung, regelmässig Einkäufe mit Bargeld 
zu tätigen und auch Bargeld Zuhause zu haben.  
 
Auch der Kanton Genf kennt seit Oktober 2025 ein Gesetz, dass alle Restaurants, Cafés und 
Hotels zur Annahme von Bargeld verpflichtet. Dieses Gesetz wurde im Genfer Grossen Rat 
überparteilich mit grosser Mehrheit verabschiedet.  
 
Und Graubünden? Graubünden marschiert trotz Kehrtwenden anderer Länder und Kantone 
stramm weiterhin in die digitale Richtung – ohne Rücksicht auf die Ausgrenzung von 
Steuerzahlern, ohne den nötigen Weitblick für die Folgen der zunehmend rein digitalen 
Bezahlmöglichkeiten und ohne Gehör für die grossen Proteste in der Bündner Bevölkerung 
(über 8'000 Menschen haben innert kürzester Zeit im Dezember 2025 eine Petition gegen die 
Einstellung des Billettverkaufs im Postauto unterschrieben).   
 
So muss letztlich das Volk sagen, was es möchte. Darum ist diese kantonale Initiative nötig: 
um diesen von der Bündner Regierung eingeschlagenen Weg der Ausgrenzung und 
Diskriminierung von Steuerzahlern zu stoppen.  
 
Dabei geht unsere Initiative viel weniger weit als das erwähnte nationale Gesetz in Norwegen 
oder als das Gesetz im Kanton Genf – die Privatwirtschaft ist nämlich von unserer kantonalen 
Initiative nicht betroffen. Einzig Staatsbetriebe und staatsnahe Betriebe sowie die Benützung 
öffentlicher Infrastruktur und die Inanspruchnahme von öffentlichen Dienstleistungen sollen 
weiterhin ohne Umwege mit Bargeld bezahlt werden können.  
 
Unterstützen Sie unsere kantonale Initiative, damit niemand länger ausgegrenzt wird! Helfen 
Sie mit und unterschreiben Sie die Initiative noch heute, teilen Sie diese in Ihrem Umfeld und 
unterstützen Sie das Initiativkomitee nach Möglichkeit auch finanziell, um der Initiative zum 
Erfolg zu verhelfen.  
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